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a k t u e l l K o m m e n t a r
W Von Hans Holzinger as wir uns als zukunftsmöglich vor-stellen können, hängt wesentlich da-
von ab, wie wir die Gegenwart wahrnehmen. 
Meist bestimmen eingefahrene Sichtweisen un-
ser Denken. Neue Lösungen erfordern daher 
auch neue Sichtweisen der Probleme. Denn: 
Wer die Deutungsmacht über die Wirklichkeit 
hat, hat auch die Macht zur Veränderung.
Als Österreicher maße ich mir nicht an, die ge-
genwärtige Politik der rot-grünen Koalition in 
Deutschland zu bewerten. Auffällig erscheinen 
mir jedoch Parallelen zu Österreich in den Mu-
stern, wie die Debatten über Strukturreformen, 
Arbeitslosigkeit und soziale Sicherung ablaufen 
und wie ökologische Themen von der Bildfläche 
verschwinden. Der ritualisierte Schlagabtausch 
zwischen Regierung und Opposition gleicht sich 
aufs Haar – die Opposition bezichtigt die Regie-
rung, Belastungspakete über die Bevölkerung zu 
bringen, an der Steuerschraube zu drehen, Schuld 
an der steigenden Arbeitslosigkeit und am abfal-
lenden Wirtschaftswachstum zu sein. Nachhaltig-
keit spielt dabei keine Rolle mehr – sie verblasst 
zum Schönwort für Sonntagsreden. 
Warum sind tatsächliche Strukturreformen so 
schwer durchsetzbar? Warum ist die Frage von 
Verteilungsgerechtigkeit derart tabuisiert? Und 
warum sind Umweltthemen völlig an den Rand 
gedrängt? Die Antworten lassen sich nicht an-
hand der verbreiteten politischen Parolen ge-
ben, sondern liegen tiefer. Die Denkzettelwahlen 
in Hannover und Hessen sind somit auch nicht 
die Lösung, sondern vielmehr Symptom bezie-
hungsweise Teil der Probleme eines reduktio-
nistischen politischen Diskurses.
Dem konservativen österreichischen Bundeskanz-
ler wurde im Wahlkampf von der Opposition „so-
ziale Kälte“ vorgeworfen, von „Hungerkuren“ 
oder gar „Blut, Schweiß und Tränen“, die seine 
Politik des Sparens über die Bevölkerung ge-
bracht hätten, war die Rede. Und dennoch wurde 
er mit großer Mehrheit wieder gewählt. Der 
Angstwahlkampf ging ins Leere, weil er nicht den 
empirischen Fakten entsprach. Die österrei-
chische Gesellschaft lebt in historisch einmaligem 
Reichtum. Das gilt auch für die bundesdeutsche. 
Zynisch war daher wohl die Kampagne vom „letz-
ten Hemd“. Das „letzte Hemd“ ziehen andere aus 
in der Welt und nicht die BürgerInnen eines der 
reichsten Länder der Welt. Die Art, wie die poli-
tischen Debatten derzeit geführt werden, ent-
spricht dem, was Ulrich Beck treffend als Wohl-
standsnationalismus bezeichnet. Kaum vorstellbar, 
dass etwa Fragen der Entwicklungszusammenar-
beit eine Chance hätten, zum Thema von Wahl-
kämpfen zu werden.
Ich leugne nicht, dass es neue Armut und soziale 
Ausgrenzungen auch in den europäischen 
Reichtumsgesellschaften gibt. Doch diese wer-
den vom politischen Diskurs immer weniger 
erfasst. So waren die Hartz-Vorschläge und die 
ihnen folgenden Debatten zum Thema Arbeitslo-
sigkeit hauptsächlich auf Fragen der besseren 
Vermittlung Arbeitsloser konzentriert, als wären 
diese selber Schuld an der Arbeitslosigkeit. Der 
Appell an die Solidarität greift in Wohlstandsge-
sellschaften immer weniger, worauf John Ken-
neth Galbraith bereits vor Jahren hingewiesen 
hat: Die „Mehrheit der Wohlhabendengemein-
de“ sei immer weniger bereit, ihren sozialen 
(Steuer)-Beitrag zur Förderung von Benachtei-
ligten zu leisten. Auf die Wohlstandsdemokratien 
kommt damit eine doppelte Herausforderung 
zu: Jene am unteren Ende der Gesellschaft kön-
nen nicht nur ihre Interessen am wenigsten ar-
tikulieren; sie sind bei Wahlen immer auch in 
der Minderheit.
Auch Umweltpolitik scheint in der Wohlstands-
gesellschaft immer schwieriger zu werden. Jeder 
will zwar eine intakte Umwelt, aber niemand die 
hierfür notwendigen Grenzen akzeptieren. Die 
von den österreichischen Grünen im Wahlkampf 
ohnedies sehr verhalten eingebrachte stärkere 
Ressourcenbesteuerung wurde von allen ande-
ren Fraktionen diffamiert. Mit Rücksicht auf die 
„Mehrheitspartei der AutofahrerInnen“ wurde 
so getan, als hätten die zunehmenden Wetterka-
priolen nichts mit dem menschengemachten 
Klimawandel zu tun, ganz abgesehen von den 
internationalen Verpflichtungen zur Kohlendio-
xidminderung, die Österreich und Deutschland 
eingegangen sind. Die Mini-Ökosteuer in 
Deutschland ist ja ebenso heftig unter Be-
schuss. 
  Gibt es auswege?
„Gesamtwirtschaftlich sind Waren, Kapital und 
Erwerbsarbeitskräfte nicht mehr knapp. Sie sind 
in Fülle vorhanden. Doch das Denken ist noch 
immer in der Knappheitsüberwindung verhaftet“, 
schreibt die Ökonomin Luise Gubitzer. Der all-
seits das Denken und Fühlen bestimmende 
Knappheitsdiskurs verstellt den Blick auf alterna-
tive Problemsichten und Lösungen. 
Es soll nicht geleugnet werden, dass Reformen 
im Gesundheits- oder Rentensystem anstehen. 
Auch kann die steigende Arbeitslosigkeit nicht 
bagatellisiert werden. Doch nur wenn es in Zu-
kunft gelingt, neue Wohlstandsbilder in die Dis-
kussion zu bringen, wird wieder Bewegung in 
die Politik kommen. Nur wenn Fragen einer um-
fassenden Lebensqualität wie etwa der Abbau 
von Zeit- und Arbeitsstress, mehr Überschaubar-
keit und Möglichkeiten der Partizipation in den 
Mittelpunkt treten, eröffnen sich auch Spielräu-
me für Sozial- und Umweltpolitik. Nur dann 
kann ernsthaft vom Bemühen um nachhaltige 
Entwicklung gesprochen werden. 
Nur wenn wir den Menschen Sinnangebote jen-
seits des verengenden Konsumismus bieten, sind 
sie bereit, eine solidarische Umverteilung von Ar-
beit und Erwirtschaftetem mit zu tragen. Offene 
Debatten über den Wandel von der „Güteranhäu-
fungsgesellschaft“ zur „Bildungs-, Kultur- und 
Beziehungsgesellschaft“ wären demnach der 
Schlüssel für eine neue Politik der Solidarität in 
Reichtumsgesellschaften. Nachhaltigkeit, die Ge-
rechtigkeit zwischen den Generationen fordert, 
wird somit Fragen der Verteilungsgerechtigkeit 
innerhalb der heute lebenden Generation – in der 
nationalen Gesellschaft wie in der Weltgesellschaft 
– ins Zentrum rücken müssen.
Politik im Wohlstandsnationalismus
Diskursfalle  
überwinden
der politisch vorherrschende diskurs 
gegen seitiger schuldzuweisung ver-
hindert reformen im sinne sozialer und 
ökologischer nachhaltigkeit und ver-
weist auf das mehrheitsdilemma der 
demokratie in wohlstandsgesell-
schaften. jene, die gut im Boot sitzen, 
verteidigen ihre pfründe. die sozial 
 Benachteiligten, aber auch die umwelt 
geraten dabei unter die räder.
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